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1. Ausgangslage und Fragestellung

Der mutmassliche Vater eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, wird erst im Januar 2007 volljährig. Er kann somit weder die Anerkennung (Art. 260 Abs. 2 ZGB) noch die Unterhaltsverpflichtung (Art. 19 Abs. 2 ZGB) selbständig vornehmen. Er braucht für beides die Zustimmung der Eltern. Der mutmassliche Vater befindet sich noch in der Ausbildung und verdient pro Monat im ersten Lehrjahr (Beginn August 2005) Fr. 580.- netto. 
Die Mutter des Kindes erzielt in mit einer 50%-Teilzeiterwerbstätigkeit ein monatli-ches Einkommen von netto Fr. 1791.- Da beide Eltern des Kindes mehrheitlich je im Haushalt ihrer Eltern leben und keinen Mietzins bezahlen müssen, sind ihre Lebens-haltungskosten vergleichsweise bescheiden.
Die Beiständin des Kindes (Art. 309/308 Abs.2) erkundigt sich, 

a) ob sie den Unterhaltsbeitrag des Vater gestützt auf dessen derzeitige wirtschaftliche
    Leistungsfähigkeit festsetzen und die Grosseltern väterlicherseits unter dem Titel
    der Verwandtenunterstützung in die Pflicht nehmen solle;
b) ob mit der Regelung des  Besuchsrechts und der elterlichen Sorge, wofür die Eltern
    des Vaters beigezogen werden müssten,  bis zur Volljährigkeit des Vaters zugewar-
    tet werden könne.

2. Erwägungen

Herstellung des Kindesverhältnisses:

Die Anerkennung kann nach Art. 260 Abs. 2 ZGB tatsächlich nur mit Zustimmung der
      Eltern erfolgen. Verweigern diese ihre Zustimmung (weil sie z.B. der Meinung sind, 
      ihr Sohn sei nicht der Vater des Kindes), ist das Kindesverhältnis durch Vaterschafts-
      klage herzustellen (Art. 261 Abs. 1 und 2 ZGB). Die Vaterschaftsklage ist unverzüg-
      lich zu erheben, wenn die Vaterschaftsvermutung (Art. 262 ZGB) erstellt ist.


Zu a) Unterhalt

Der Unterhaltsbeitrag bemisst sich nach dem Bedarf des Kindes und der wirtschaft-
      lichen Leistungsfähigkeit beider Eltern (Art. 285 Abs. 1 ZGB). Die Eltern haben 
      gemeinsam für den gesamten Unterhalt des Kindes aufzukommen (Art. 276 Abs. 1     
      ZGB). Der individuelle Bedarf ist aufgrund der objektiven Verhältnisse und mit einer
      der gängigen Methoden (Zürcher Tabellen, Prozentregel) zu berechnen; er dürfte im
      vorliegenden Fall aufgrund der geschilderten Verhältnisse tiefer liegen als in Fällen, in
      denen die nicht miteinander verheirateten Eltern in einem gemeinsamen oder in zwei
      selbständigen Haushalten leben. Ob die Eltern in der Lage sind den errechneten
      Unterhaltsbedarf zu decken, ergibt sich aus der Gegenüberstellung der konkreten
      Bedarfsrechnungen von Kind und Eltern sowie der verfügbaren Mittel der Eltern. Falls
      dies nicht der Fall ist, stellt sich die Frage der Verwandtenunterstützungspflicht, die
      für beide Grosseltern geprüft werden kann. Aufgrund der geschilderten Verhältnisse
      scheinen diese jedoch bereits indirekt Beiträge an den Unterhalt des Kindes zu leisten, 
      indem sie die bereits volljährige und wirtschaftlich selbständige Mutter des Kindes bei
      sich wohnen lassen bzw. indem sie für einen Teil des Unterhalts des Vaters des Kindes 
      aufkommen. Ob sie darüber hinaus zu Beiträgen verpflichtet werden könnten, ist nach 
     den Regeln der Verwandtenunterstützungspflicht (Art. 328 Abs. 1 ZGB) zu beurteilen.

Unterhaltspflicht und Verwandtenunterstützungspflicht können vertraglich geregelt
      werden. Wird keine Einigung erzielt, hat die Beiständin spätestens vor Ablauf des 1. 
      Lebensjahres des Kindes die Unterhaltsklage einzureichen, damit das Kind keinen 
      Unterhaltsverlust erleidet (Art. 279 ZGB).



Zu b) Elterliche Sorge, Besuchsrecht


Die elterliche Sorge steht im vorliegenden Fall der Mutter allein zu (Art. 298 Abs. 1).
      Gemeinsame elterliche Sorge ist erst nach Erreichen der Volljährigkeit des Vaters
      möglich (Art. 296 Abs. 2 i.V.m Art. 298a Abs. 1 ZGB).

Der Anspruch auf angemessenen persönlichen Verkehr (Besuchsrecht) besteht
      unabhängig vom Alter und braucht nicht die Mitwirkung oder gar Zustimmung der
      Eltern des noch nicht volljährigen Vaters (Art. 273 Abs. 1 ZGB). Der Kontakt
      zwischen Vater und Kind kann von den Eltern ohne Mitwirkung der Vormundschafts-
      behörde und der Beiständin geregelt werden. Sie können jedoch verlangen, dass er 
      behördlich geregelt wird (Art. 273 Abs. 3 ZGB). Die Beiständin kann selbstver-
      ständlich die Eltern in dieser Angelegenheit beraten und wenn der Kontakt zwischen 
      Vater und Kind nur in der Wohnung der Eltern des Vaters bzw. der Grosseltern des 
      Kindes gepflegt werden kann, sind diese bei der Gestaltung aus praktischen Gründen
      beizuziehen.

3. Zusammenfassung


- Das Kindesverhältnis ist durch Anerkennung mit Zustimmung der Eltern des noch
        nicht volljährigen Vaters oder durch Vaterschaftsklage herzustellen.


- Der Unterhaltsbeitrag des Vaters ist unter Berücksichtigung seiner gegenwärtigen
        Leistungsfähigkeit festzusetzen. Der Unterhaltsvertrag muss von den Eltern des
        Vaters mitunterzeichnet werden. Eine allfällige Unterhaltsklage kann ohne Mit-
        wirkung der Eltern des Vaters erfolgen. Es empfiehlt sich, abgestufte Unterhalts-
        beiträge festzusetzen, die der voraussehbaren Einkommensentwicklung des Unter-
        haltspflichtigen (1.,2.,3.,4. Lehrjahr und mutmassliches Einkommen nach Abschluss
       der Lehre) Rechnung tragen.

- Die elterliche Sorge ist gesetzlich geregelt und es besteht bis zur Volljährigkeit des
        Vaters kein Spielraum für eine dispositive Regelung.

- Das Besuchsrecht kann einvernehmlich und im Konfliktfall und wenn ein oder beide
        Elternteile es verlangen, durch die VB geregelt werden.

Luzern, 24. März 2006
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